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"Der moderne Staat ist fü r 
den Bürger zugleich treuster 
Freund und furchtbarster 
Feind ll 

Interview mit Stephan Leibfried zum Wandel 

des Sozialstaates 

Prof Dr. Stephan Leibfried ist Inhaber der 
Professur fOr politische Soziologie mit den 
Schwerpunkten Politikfeldanalyse und So­
zialpolitik an der Universität Bremen. Seit 
2004 ist er Mitglied der Berl in-Branden­
burg ischen Akademie der Wissenschaften. 
2007 erhielt er den ersten Preis der Fritz 
Thyssen Stiftung für sozialwissenschaft li­
ehe Aufsätze. In den Jahren zuvor erhielt 
er zahlreiche Einladungen zu Forschungs­
aufenthalten, u. a. nach Cornell, Harvard, 
Berkeley, Stanford und an die LSE. 

Herr Prof. Leibfried, Sie beschäftigen 
sich seit vielen Jahren mit dem Wan­
del des Sozialstaates. In Ihrem Buch 
"Transformationen des Stnates?" 
schreiben Sie: "Der moderne Staat ist 
für den Bürger zugleich treuster 
Freund und furchtbarster Feind." Was 
meinen Sie damit? 

Der modeme Staat ist der treuste Freund 
des Bürgers, weil er breiten Schichten 

der Bcvölkenmg erst das Bürgersein er­
möglicht. Der typische liberale Bürger 
des 19. Jahrhunderts war finanzie llun­
abhängig und hatte gerade auf Grund 
seiner Ressourcen Zeit und Möglichkeit, 
sein politisches Interesse zu verfolgen. 
Nicht umsonst hatte Bismarck auch ftir 
den Reichstag zunächst durchgesetzt, 
dass den Abgeordneten keine Diäten ge­
zahlt wurden - das allein wirkte schon 
als sozialer Filter. Dem hat der Wohl­
fahrtsstaat massiv abgeholfen: er gab 
"auo Normalverbraucher'" weit mehr 
Chancen der Selbstverwirklichung. Dass 
es immer noch oder immer wieder Pro­
bleme gibt, spricht nicht gegen diesen 
Erfolg. 

Furchtbarster Feind ist der Staat dem 
Bürger vor allem deshalb, wcil er in den 
Ictzten Jahrzehnten massiv Machtmittel 
angeh5uft hat, die den Bürger in seinen 
persönlichen Rechten empfindlich be­
schriinken können. Das gilt nicht nur für 
Polizei, Geheimdienste und die vielen 
Sicherheitsgesetze der letzten Jahre, son­
dem fängt - was gerne vergessen wird 
- schon dort an, wo der Staat etwa Nor­
men fiir eine "angemessene" Pflege fest­
legt oder wo er eigent lich ihre Umset­
zung kontrollieren müsste. Schon da tref­
fen wir schnell auf grundsätzliche Fragen 
der Menschenwürde. 

Wie hat sich der Sozialstaat Ihrer 
Meinung nach seit seiner Etablierung 
in der Bismarck-Zeit entwicl\clt? 

Diese "Riesenfrage" lässt s ich um be­
sten in drei Tei len beantworten: 

Erstens: Der Sozialstaat hat sich seit 
Bismarck vertieft und verbreitert, d. h. 
er hat an Eingriffsliefe, Eingriffsbrei te 
und Verantwortung zugenommen. Heu­
te sind zwei große Tanker unterwegs, die 
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zwischen sich einen kleineren Frachter 
eingeklemmt haben. Mit dem einen 
großen sozialpolitischen Tanker sind die 
Sozialversicherungssysteme und die ein­
schlägigen finanziellen Hilfen gemeint, 
also der umfbngreiche Transferbereich; 
der andere umfasst die vie lf.:iltigen so­
zialpolitisch wirksamen Marktinterven­
lionen, die von der Arbeitszeitregelung 
bis zum Mutterschutz, von der Eltern­
zeit bis hin zu verbraucher- und teilweise 
auch umweltschulzpolilischen Maßnah­
men reichen. Der Frachter dazwischen 
steht für die Bildungspolitik, die in der 
Bundesrepublik sozialpolitisch viel zu 
schwach ausgeprägt ist, weil sie die Auf­
stiegsmobilität in der Gesellschaft gera­
de nicht be fOrdert; auch fi skalisch wi rd 
dieser Frachter vom Tanker Sozial ver­
sichenmgsslaat an die Seite gedrängt. 

Zweitens hat sich der Sozialstaat seit 
Bismarck zunächst bis 1945 auf natio­
nal autonomen Eigenwegen entwickelt, 
so dass wir heute mindestens vier un­
tersc hied li che Gruppen von Wohl­
fahrtsstaaten, vor allem aber nationale 
Unikate vorfinden. Das hat im Wesent­
lichen mit den jeweiligen innenpoliti­
schen Machtverhältnissen und Macht­
kompromissen zu tun, die in Skandina­
vien anders ausgesehen haben al s in 
Italien oder in der Schweiz. 

Drittens schließlich ist der Sozialstaat 
in den letzten 35 Jahren erheblich unter 
Druck geraten - die Stichworte Globa­
li sierung, Standortwettbewerb oder de­
mographi scher Wandel bezeichnen nur 
die sichtbarsten Trends, die ftir diesen 
Druck verantwortlich gemacht werden 
bzw. dafür verantwortlich sind. Die dar­
auf erfolgten Reaktionen der Sozial­
staaten lassen sich kaum auf einen ge­
meinsamen Nenner bringen. Wir sehen 
eine Anlagenillg neuer gesellschaftlicher 
Akteure an den Staa t und ihre Einbin­
dung in seine FunktionserfUllung. Wir 
bemerken aber auch verstärkte staatli­
che Einflussnahme, so z. B. mit der Kran­
kenvcrsicherungsrefonn in den USA. In 
geringerem Umfang schlagen Intcrna­
tionulisierungstendcnzen durch; sie kon­
zentrieren sich vor allem auf den zwei­
ten Tanker, den Illterventions- und Re­
gulierullgsstaat, der auch der Europäi­
sierung weit stärker unterliegt. 

Was wir sehen, g ibt jedoch dem Be­
griff Wohlfahrts"staat" eine neue Be­
deutung. Nicht dass der klassische Na-
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tjonal st~ult sich aufgelöst oder an Be­
deutung verloren hätte. Aber er kann 
schon lange nicht mehr die nötigen in­
terventions- und sozialpolitischen Ent­
scheidungen au tonom treffen, ge­
schweige denn alleine alle üblich ge­
wo rdenen Leistungen erbringen. Der 
Staat hat Gesellschaft bekommen. 

Wenn Sie drei politische Entschei­
dungen nennen sollten, die die Reform 
der sozialen Sicherungssysteme maß­
geblich bccinnusst haben, welche 
wären das? 

Di e Frage ist sel1\ver zu beantworten, 
weil es gerade bei der Sozialpolitik meist 
nicht die "großen Entscheidungen"' wa­
ren, die den Charak ter der Politik be­
stimmt haben, sondern der nicht enden 
wollende Strom an Refoml, Reform der 
Refon11 und Ergünzung der Refon11 der 
Reform. Hier höhlt der stete Tropfen den 
Stein - etwa bei der nie enden wollen­
den Gesundheitsreform. Ich will die Be­
deutung etwa der Harlz-Gesetze nicht 
kleinreden, aber fiir den Charakter der 
deutschen Sozialpolitik waren bei­
spielsweise die vie len Urteile des Eu­
ropäischen Gerichtshofes zu Gleich­
stellungstrdgen - DelTenne' und folgende 
- mindestens ebenso Trendsetter wie die 
Große Rentenrel'orm Adenauers 1957. 

Und vielleicht ist eine der großen Ent­
scheidungssphären ganz versteckt: Die 
Privatis ierung des Staats der Daseins­
vorsorge, der sich um Gleichheit, um 
Umverteilung "in der Fläche'" kümmer­
te, so bei Verkehrs-, Telefon-, Wasser­
und Stromanbindung. Dieser Staat wur­
de in der zweiten Hälfte des 19. Jahr­
hundert der "Bruder" des Sozialversi­
cherungsstaates. Ihn hat man aber seit 
den 1970er Jahren immer mehr ver­
nachlässigt und abgebaut. 
Und manche maßgebl ichen Lagen ver­
bergen sich heute den Ze itgenossen ganz. 
Ein Viertel der Kriegsziele der Atlantik 
Charta von 194 I, die Roosevelt und 
Churchill fonnulierten , waren sozialpo­
litischer Natur. Sogar der Begriff "soci­
al security·., den Sie ganz selbstver­
ständlich in Ihrer Frage verwenden, 
stammt daher! 

Sie haben es eingangs bereits ange­
deutet: "Globalisierung" und "demo­
graphischer ''''an dei" werden häufig 

Interview 

als Sachzwiinge dargestellt, wegen de­
rer der Sozialstaat modernisiert wer­
den muss. Inwieweit ist diese Argu­
mentation stichhaltig? 

Von Sachzwang spricht man in den So­
zialwissenschaften , wenn zwe i Dinge 
zusammenkommen: eine strukturelle 
Rahmenbedi ngung wird faktisch un­
ausweichlich und eine Entwicklung lässt 
sich einem bestimmten Akteur und sei­
nem politischen Willen nicht mehr zu­
ordnen. Globalisierung ist insofern zu 
einem erhebl ichen Teil tatsächlich Sach­
zwang geworden. Sie wirkt über diver­
se Kanäle strukturell aurPolitik und Ge­
sellschaft ein. Und sie ist in ihrer heuti­
gen Form einem Akteur nicht mehr 
ursächlich zurechenbar. Allerdings kam 
sie keinesfall s aus dem N ichts: Am An­
fang standen neben technologischen Ent­
wicklungen auch politische Entschei­
dungen, wie etwa die Marktliberalisie­
rungen von Margaret Thatcher und 
Ronald Reagan zu Beginn der 1980er 
Jahre. Und wie die Ze it von 1914 bis 
1960 gezeigt hat, kann eine Epoche der 
Globali sierung auch fiir Jahrzehnte ab­
gebrochen werden. 

Der demographi sche Wandel ist in 
diesem Sinn sogar noch mehr Sach­
zwang, weil bei dieser Entwicklung et­
liche unverbundene Dinge zusammen­
wi rken: Indi vidualisierung, Leistungs­
dmck, falsche politische Entscheidungen, 
aber auch bessere Berufschancen für 
Frauen, die Ein führu ng der Empfring­
nisverhütung, bessere Gesundheitsver­
sorgung, weniger schwere körperliche 
Arbeit, gesünderes Essen und manches 
mehr. Vieles davon war gewollt und über 
lange Zeit angestrebt , anderes kam hin­
zu, auch aus Unvernlögen oder falscher 
Politik, aber einem bestimmten politi­
schen Akteur ist das nicht zuzuschrei­
ben und auch "der Staat" kann nicht ein­
fach ftir mehr Geburten sorgen. Letzt­
lich kann er nur bestimmte Rahmenbe­
dingungen (anders) setzen. 

Allerdings zeigt der demographische 
Wandel , dass die Bewertung des Ge­
schehens - als Glück oder Unglück, als 
Sachzwang oder als Geschenk des Him­
mels - ganz im Auge des Betrachters 
liegt: Nehmen wir die als Leistungskür­
zung bekämpfte Rente mit 67 Lind einen 
jüngst erschienen Tagungsbericht in der 
FAZ vom 22. 11.2010 (Jürgen Kaube und 
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Reinhard Müller, "Krise ! Welche Kri­
se?", S. 10): "Demographie ist ein Ge­
schenk." Wenn Deutschland sich etwa 
an Dänemark orientierte, .. können wir 
uns den Sozialstaat leisten." In Däne­
mark wird zwei Jahre länger gearbeitet 
und die jungen Leute starten zwei Jah­
re eher in den Beruf. Börsch-Supan hob 
hervor, dass die "aktive Zeit" des Men­
schen immer länger dauere. Wenn man 
die steigende Lebenscnvartung in Rc­
chung stelle und berücksichtige, wann 
die Rente mit 67 in Kraft trete, dann ar­
beiteten die Menschen künftig weniger, 
nicht länger. 

Was sind Ihrer Meinung nach die 
driingendsten Probleme in der Sozial­
politik, die es zu lösen gilt? 

Auch diese Frage lässt sich kaum k<Irz 
und knapp beantworten. denn gerade in 
der Sozialpolitik spielte und spielt das 
subjektive Problemempfinden eine große 
Rolle. Wenn etwa die Arbeitgeber ver­
langen, dass die Hartz IV-Sätze gekürzt 
werden sollen, mug das etwas damit zu 
tun haben, dass sie keine höheren Löh­
nezahlen wollen. Es hat jedoch auch et­
was mit gegensätz lichen normativen Vor­
stellungen darüber zu tun, was "gute So­
zialpoli tik" leislen soll. Diese Ilommtiven 

Vorstellungen si nd stark subjektiv be­
stimmt und nicht nur vom Geldbeutel , 
also dem eigenen finanziellen Interesse 
diktiert. Versucht man trotzdem eine Ant­
wort zu geben, dann stehen meines Er­
achtens folgende Probleme hierzulande 
vordringlich zur Lösung an: 

Da wäre, erstens, die immer weiter 
auseinanderklaffende Einkommenssche­
re zu schließen. Man muss mit Erschre­
cken sehen, wie nicht nur in relativen, 
sondem auch in absoluten Zahlen die so­
ziale Schichtung immer zerklüfteter aus­
fa llt, also die Abstände zwischen den 
Schichten immer größer werden. Und 
was mich besonders nachdenklich macht: 
Di ese Schichtung vernichtet nicht nur 
die sozialen und politi schen Beteili­
gungschancen vieler Menschen, sondern 
sie wird auch in enonnem Um fang ver­
erbt. Wir haben trotz der hohen Sozial­
ausgaben des Staates in Deutschland ei­
ne denkbar geringe Aufstiegsmobilität. 
Klassenlagen verfestigen sich also heu­
te wieder anstatt wenigstens über die Ge­
nerationen hinweg aufgebrochen zu wer-
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den. Zusätzlich frappiert auch, dass dar­
an eine einfache Erhöhung und Verbrei­
terung von Transferzahlungen kaum et­
was ändert - ein "allgemeines Grund­
einkommen" pflegt also eher illusorische 
Reformlandschaften . Viele Menschen 
stecken so tief in Problemen, dass Geld 
alleine nicht einmal eine Hoffnung auf 
Besserung bringt. Zweitens war Bildung 
in den meisten westlichen Ländern ei­
nes der wesentlichen Instrumente, um 
soziale Mobilität zu ermögl ichen. Doch 
zeigt die bundesdeutsche Bildungspoli­
tik hier verheerende Ergebnisse. Unser 
Bildungssystem zementiert soziale 
Schichtung anstatt sie durchlässiger zu 
machen. Das haben auch die jüngsten 
PISA-Daten von Dezember 20 I 0 wie­
der gezeigt. Ferner ist es ein Problem, 
dass die 50 Prozent der Staatseinnah­
men, die den Bundesanteil an allen 
Staatseinnahmen ausmachen, nur zum 
verschwindend geringen Te il in For­
schung und Bildung fl ießen (dürfen) -
lind das seit der Föderalismusrefornl II 
sogar noch weniger - , die Länderhaus­
halte jedoch strukturell damit überfor­
dert sind, diese Herausford erungen zu 
bewältigen. Das Ergebnis kann denn 
auch nicht überraschen: im OECD-Ver­
gleich investiert Deutsc hl and antei ls­
m~i ßig deutlich weniger Bmttoinlands­
produkt in Bildung als etwa Südkorea. 
Das ist ein unmöglicher Zustand. 

Wir haben, drittens, vergessen, dass 
Sozialpolitik nach wie vor Klassenpoli­
tik ist und nicht etwa Kultur- oder Inte­
grationspolitik oder globale Humanka­
pitalbildung. Nicht bildungsunwillige 
Ausländer sind unser primäres Problem, 
sondern die davor liegende, tief veran­
kerte Unfrihigkci t der deutschen Gesell­
schaft , genug soziale Mobilität zu er­
möglichen. Das gilt ftir die in braunen 
Ideen schwelgenden ost- und westdeut­
schen Jugendlichen ebenso wie Flir die 
so genannten Ausländer der dritten Ge­
neration. Die Skandinavier sind hier nicht 
deshnlb weiter, weil sie keine Parolen 
vom "Karnpf der Kulturen" oder ähnli­
chen populistischen Unsinn kennen, son­
dern wei l ihre Wohlfahrtsgesellschaften 
soziale Mobilität stärker cmlöglichen als 
dies bei uns der Fall ist. 

Aber Sozialpolitik kann sich ja nicht 
in der Förderung sozialer Mobilität 
erschöpfen. Noch in der zweiten Hälf-

te des 20. Jahrhund erts r eichte die 
Verantwortung des Staates von Bil­
dung und Umweltschutz über Straßen­
bau und Gesundheitssystem bis zu 
Bahn, Post und Telekommunilmtion. 
Nun heißt es immer hiiuligcr "Privat 
geht vo r Staat". Wie beu rteilen Sie 
dieseE ntwicldung'f 

In den letzten vierzig Jahren gab es viel 
Hin und Her in den ordnungspoli tischen 
Vorstellungen über den Staatseingriff in 
die Gesellschaft. Noch die 1970er Jah­
re waren durch die keynesianische Glo­
balsteuemng geprägt. Gleich daraufwur­
de es uns in den 1980er und vor allem 
in den 1990er Jahren nahe gebracht, der 
Staat se i das Problem und nur private 
Aktivität sei hil fre ich. Das wurde 200 I 
zunächst im Sicherheitsbereich lind zu­
letzt auch im Wirtschafts- und vor allem 
im Staatsfinanzbereich wieder über den 
Haufen geworfen. Der Staat ist zurück 
- jedenfalls scheint es so. Schauen wir 
genauer hin, sind mindestens drei Ein­
schränkungen zu machen: 

So vollzog sich der massive Wandel 
hin zu den Privaten in den 1980er Jahren 
nicht aus ideologischer Verbohrtheit oder 
wider besseres Wissen - auch wenn das 
heute gern behauptet wird, so nach dem 
Motto, "hätten wir nur in den 1970er Jah­
ren nichts geändelt, so wören uns all die 
Krisen erspart geblieben". Ausgangs­
punkt des Wandels war die Krise der staat­
lichen Daseinvorsorge: Leistungsein­
schränkungen, Kostenexplosionen und 
Innovationshemmnisse. Oder glaubt je­
mand ernsthaft, wir hätten mit der Deut­
schen Bundespost und ihren Femmelde­
ümtern einen boomenden Handymarkt 
heutiger Größenordnung hinbekolTImen? 

Pri vatisiemng heißt aber nicht Ent­
staatlichung. Auch das ist ein großes, gern 
ko lportiertes Missverständnis. Der Staat 
hat in der Daseinvorsorge in größerem 
Umfang Organisationsverantwortung pri­
vatisiert, vernl0chte jedoch gleichzeitig 
meist seine Entscheidungsverantwortung 
massiv zu stärken, Regulierungsbehör­
den wie die Bundesnetzagentur, das Ei­
senbahnbundesamt oder die Bundesan­
stalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht 
aufzubauen, deren Zuständigkeiten im­
mer mehr gestärkt und auch noch supra­
national, also in der EU, koordiniert wur­
den. Insofern gilt: Ja, die Telefonie wird 
heute als privater Markt angeboten. Die 
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Bedingungen, zu denen dieser Markt 
funktioniert (oder eben auch nicht funk­
tioniert, wie z. B. bei der gebietsmono­
polartigen Stromversorgung in Deutsch­
land), schreibt aber der Staat vor. Wenn 
man die Lage der öffentlichen Güter heu­
te bewertet, muss man also genauer hin­
schauen und sich davor hüten, pauscha­
le Behauptungen aufzustellen. Vennut­
lieh hat sich im Großen und Ganzen in 
der öffentlichen Daseinsvorsorge die An­
gebotsvielfalt an öffentlichen Dienstlei­
stungen massiv erhöht und hat sich die 
Qualität in mancher Hinsicht verbessert, 
in anderer Hinsicht ist sie gleich geblie­
ben, manches ist aber auch schlechter ge­
worden. Was sich aber vor allem geän­
dert hat, ist das Gefühl der Bürger über 
die Sicherheit dieser Dienstleistungen: 
Geht etwas schief, reißen etwa Winter­
stümle die SlTommilsten um, so mfen die 
Bürger sofort nach dem Slaal, der das Pro­
blem beheben soll. 

Und hier liegt vennutlich die Krux. 
Der Bürger mft in seiner Not nach dem 
Staat, ihm antworten jedoch mitunter ganz 
andere als der Angemfene - etwa der pri­
vate StTOmversorger, der europäische Ge­
setzgeber oder aber die deutsche Regu­
lierungsbehörde plus allerlei Stimmen aus 
Bundes- und Landesregienmgen, Parla­
menten und Parteien, Verbänden und In­
teressengruppen. Das überblickt der Bür­
ger aber nicht mehr. Eine neue Rundum­
Unsicherheit isl die Folge. 

Welche Chancen und Risiken sehen 
Sie in der Privatisierung des Renten­
und Gesundheitssystems? 

Noch so eine riesige Frage, als wäre ich 
der große Manitu. Dazu nur dre i Be­
merkungen: 

Erstens, schon das zuvor Gesagte hat 
gezeigt, dass die Begriffe "Privatisierung" 
lind "Verstaatlichung" irrefLihrend si nd. 
Kein alter OECD-Staat hat sein Renten­
und Gesundheitssyslem privatisiert. Und 
die USA, die das privateste Gesundheits­
system besessen haben, haben dort so­
eben den staatlichen Einfluss erheblich 
verstärkt. Richtig ist allerdings, etliche 
Staaten sahen sich aufgnmd unterschied­
licher Entwicklungen - wieder Globali­
sienlllg, demographischer Wandel llSW. 

- gezwungen, fiir ihre Sozialsysteme neue 
Ein- nahmen zu erschließen beziehungs­
weise die Leistungen zu kürzen. Beim 
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Rentensystem ist das dann beispielswei­
se dadurch passiert, dass man mit " Rie­
ster" und Rümp" die private Vorsorge als 
zusätzliches Element eingefiihrt hat, da­
mit die Rentenlücken hin fort nicht all zu 
groß werden. Gleichzeitig aber fördert 
der Staat diese "private" Vorsorge mit er­
heblichen Steuersubventionen, so dass 
auch hier die Rede von Entstaatlichung 
fehl geht. Nahe liegend wäre der folge­
richtige fiir ihn der kostensenkende und 
lückenschließende n<ichste Schritt, die 
privale Llickenschließung für alle obli­
gatorisch zu machen! 

Zweitens: Der Kern der Diskussion 
der letzlen Jahrzehnte geht hier also nicht 
um privat vcrsus staatlich (obwohl das 
oft behauptet wird), sondem, erstens, um 
den Umfang der sozialen Absicherung 
- alle, wie in Skandinavien; nur die ab­
hängig Beschäftigten, wie in Deutsch­
land; oder nur die , von denen andere 
glauben, dass sie es nötig haben, wie bis­
her im Gesundheilssystem der USA - , 
sowie, zweitens, um die Verteilung von 
Kosten lind Nutzen, wobei sich in allen 
Systemen politisch einflussreiche Lob­
bygruppen gebildet haben - Pharmain­
dustrie, Versicherer, Ärzte, Kranken­
häuser elc. Was aus einem solchen In­
teressengeflecht als Politikergebnis 
herauskommt, hat dann leider oft wenig 
mit angemessener Problemlösung zu tun. 

Drittens und kurzum: Es geht weni­
ger um Chancen und Risiken von Pri­
vatisienmg im Bereich von Renten oder 
Gesundheit, sondern um unterschiedli­
che Kosten-Nutzen-Verteilungen in di­
versen Reromlprozessen. Zählt man dann 
noch - wie bereits erwähnt - hinzu, dass 
in der Gesellschaft höchst unterschied­
liche nonnative Vorstellungen über "gute 
Sozialpolitik" bestehen, so sind alle der­
artigen Einschätzungen mit großer Vor­
sicht zu behandeln. 

Auch wenn Sie nicht der große Ma­
nitu sind und vermutlich auch nur be­
dingt über prophetische Gaben ver­
fügen, gestatten Sie mir doch eine letL­
te Frage: "Wer Visionen hat, sollte 
zum Arzt gehen", lautet ein bekann­
tes Zitat von Altbundesl<:lßzler Hel­
mut Schmidt, das allerdings auch 
manchem östcrrcichischem Bundes­
kanzler zugeschrieben wird. Gibt es 
dennoch Visionen, die Sie für die Zu­
kunft des Sozialstaates haben? 

Interview 

Helmut Schmidt hat manchen prägnan­
ten Spmch getan, nicht umsonst nannte 
man ihn in den 60er Jahren "Schmidt­
Schnauze". Mit dem Satz über Visionen 
und Arztbesuche wird er aber vennut­
lieh ebenso falsch verstanden worden 
sein wie mit seinem Splllch, ihm seien 
fUnfProzent Inflation lieber als fUnfPro­
zent Arbeitslosigkeit. Ich glaube, dass 
man in den letzten Jahren den Sozial­
staat - positiv wie negativ - viel zu sehr 
als sprichwörtl ichcn Reparaturbetrieb 
des Kapitalismus angesehen hat. Das 
war aber immer schon zu wenig. Der So­
zialstaat muss ein soziales Netz span­
nen, um Lebensrisiken und Statuspas­
silgen seiner Bürgerinnen und Bürger ilb­
zusichern. Aber er muss noch etwas weit 
Wichtigeres leisten, was wir in Deutsch­
land seit Bismarcks Revolution von oben 
gern vergessen: er muss die Grundlagen 
für gesellschaftliche und politische Be­
tciligungsfrihigkeit sowie für soziale Mo­
bilitätlegen. Nur dann verkommt er nicht 
zur bloßen Reparaturwerft des Schiffs 
Kapitalismus. Und gerade hier ernüch­
tert die deutsche Bilanz. Wenn 80 Pro­
zent der Akademikerkinder Abitur ma­
chen, aber nur 20 Prozent der Kinder aus 
Familien von Nichl'akademikern. dann 
ist das eine Quote, die schon das preußi­
sche Gymnasium am Ende des 19. Jahr­
hunderts in etwa erreichte. Wie soll man 
darauf stolz sein? Keine Sozialstaatsvi-
sion in Deutschland ist dringlicher, wich­
tiger und angebrachter als diese! • 

Das IlIterviell'ßilwte Tim Ellgartl1eJ: 

Anmerkung 

Zu Beginn der 1970er Jahre begann 
die belgische Stewardess Gabrielle De­
frenne ihren gerichtlichen Feldzug ge­
gen die Diskriminierung von Frauen 
im Arbeitsleben. Sie klagte beim Eu­
ropäischen Gerichtshof gegen die Re­
gelung, dass sie als Stewardess alters­
bedingt einige Jahre früher aus dem 
aktiven Flugdienst ausscheiden musste 
als ihre männlichen Kollegen. Zwar 
verlor Defrenne ihren ersten Rechts­
streit gegen die belgisehe Fluggesell­
schaft "Sabena", aber zusammen mit 
der Unzufriedenheit und dem Protest 
der damals aufkeimenden Frauenbe­
wegung rüttelten die Rechtsfragen 
der Stewardess die Europäische Kom­
mission wach, die schließlich mehrere 
Richtlinien zur (arbeitsrechtlichen) 
Gleichstellung der Frau vorbereitete. 
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